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te Art der Forschung“, er sagt:
„Auch die Atombombe war
Grundlagenforschung. Das als un-
verdächtig hinzustellen, halte ich
für nicht gerechtfertig.“

Im November 2013 hatten NDR
Info und die „Süddeutsche Zei-
tung“ berichtet, dass das Pentagon
deutsche Hochschulen und außer-
universitäre Forschungseinrich-
tungen finanziell unterstützt. Seit
2010 waren es etwa zehn Millio-
nen Dollar, die in Grundlagen- und
Dual-Use-Forschung flossen. Zum
Teil betrieben Lehrstühle aber
auch anwendungsorientierte Rüs-
tungsforschung: In München wur-
de an der Verbesserung von
Sprengstoffen, in Marburg die Na-
vigation von Drohnen und präzisi-
onsgelenkter Munition geforscht,
und in Freiburg wurden neuartige
Raketen-Gefechtsköpfe erprobt. Im
Gegensatz zu Österreich ist
Deutschland Mitglied des Verteidi-
gungsbündnisses Nato.

„In Wissenschaftskreisen hat
ein Umdenken stattgefunden,
dass es neben FWF und EU noch
andere Fördergeber gibt“, sagt der
Quantenphysiker Walther. „Es
handelt sich dabei um absolut
sauberes Geld, ohne Auflagen, oh-
ne Limitierungen. Die Rechte sind
nicht an die Air Force gebunden“,
und: „Jeder Euro, den wir von der
Air Force bekommen, fließt nicht
in echte militärische Auftragsfor-
schung.“ Während seine Geräte
von der Luftwaffe bezahlt werden,
benutzt sein Team die öffentli-
chen Räumlichkeiten der Univer-
sität mit.

Für Jürgen Altmann von der
Deutschen Physikalischen Gesell-
schaft ist diese Mitbenutzung der
öffentlichen Einrichtungen ein
Hauptargument für mehr Trans-
parenz bei den Fördergeldern. Er
kritisiert, dass nicht nur bei Auf-
tragsforschung, sondern auch bei
Forschungsförderung nicht über
alle Projekte berichtet wird, und
sagt: „Ich würde mir wünschen,
dass Hochschulen in Europa alle
ihre geförderten Projekte auf ih-
rer Internetseite bekanntgeben.“

Für den Rüstungskritiker sind
die Ziele des Pentagons klar: „Die
US-Luftwaffe pflegt Kontakte zu
Labors, um jenseits der Veröffent-
lichung an Zusatzinformationen
zu kommen. Sie wollen Zugriff
auf Fertigkeiten, die im Militärbe-
trieb nicht vorhanden sind.“ Ein
US-Strategie-Papier, das der „Wie-
ner Zeitung“ vorliegt, bestätigt
Altmanns Einschätzung. In dem
Dokument der Forschungsabtei-
lung der US-Luftwaffe heißt es,
Ziel der internationalen Zusam-

menarbeit mit Universitäten sei
es, technologische Überraschun-
gen zu vermeiden und Partner-
schaften zu stärken. Und weiter:
„Für das Verteidigungsministeri-
um ist es wichtig, bei den für das
Pentagon wichtigen Themen eine
Vorreiterrolle in der Grundlagen-
forschung einzunehmen, egal ob
in den USA oder in Übersee.“

Die Universitäten sehen das er-
wartungsgemäß anders. Das Insti-
tut für Nanobiotechnologie an der
Boku berichtet, dass alleine für ei-
ne Professur an ihrem Depart-
ment rund 70.000 Euro zur Verfü-
gung gestellt wurden, ohne an ein
vorgegebenes Projekt gebunden
zu sein. In Summe seien seit
2003 fast drei Millionen US-Dollar
an Fördermitteln des US-Militärs
eingeworben worden, und anders
als bei anderen Drittmittelprojek-
ten seien die Patentrechte bei der
Hochschule verblieben.

„Das US-Militär ist keine ge-
meinnützige Einrichtung, son-
dern eine Einrichtung, die im
Zweifelsfall mit Gewalt politische
Ziele durchsetzt“, sagt Altmann,
„Teil seines Auftrags ist es, For-
schung zu finanzieren, die pers-
pektivisch militärisch anwendbar
ist. Über diesen militärischen
Hintergrund sollte man nicht ein-
fach hinwegsehen.“ Liebert be-
tont, es müsste im Einzelfall über-
legt werden, welche Ziele das US-
Militär mit dem Projekt verfolgt –
und dazu wären die Forscher
selbst am besten in der Lage. Er
spricht sich für eine öffentliche
Debatte aus, ohne die Forscher
dabei an den Pranger zu stellen,
denn „in Zeiten, in denen es im-
mer schwieriger wird, an For-
schungsgelder zu kommen, ist
Geld aus militärischen Töpfen
verführerisch“.

Damit argumentiert auch die
Boku: „Vor dem Hintergrund ei-
ner beschämend niedrigen For-
schungsförderung in unserem
Land und mangelnder Förderung
für die Ergänzung und Erneue-
rung von Grundausstattung ist
klar, dass die Einwerbung dieser
Mittel auch als signifikante Ent-
lastung für das Budget der Boku
zu bewerten ist.“

Doch auch Weish stellt dem
US-Militär edle Absichten in Ab-
rede: „Das Pentagon forscht si-
cher nicht für friedliche Zwecke.
Es geht um Macht und um Über-
legenheit.“ Von einem Wissen-
schafter müsse man verlangen
können, dass er sich für die Fol-
gen seines Tuns verantwortlich
fühlt. „Es sind lauter kleine Bau-
steinchen, die so zusammenge-
setzt sind, dass man das Endpro-
dukt, das dem Krieg dient, nicht
erkennen kann.“

In Deutschland hat die Bericht-
erstattung im Vorjahr eine Debat-
te über die ethischen Grenzen
von Wissenschaft entfacht und
war Anlass für parlamentarische
Anfragen. Hamburg, Niedersach-
sen und Nordrhein-Westfalen ha-
ben inzwischen die Transparenz-
Regeln für Drittmittelforschung
verändert. Die Einrichtung von
Ethikkommissionen wurde ver-
pflichtend, das Wissenschaftsmi-

nisterium in Niedersachsen hat
alle Projekte abgefragt, die sicher-
heitstechnische oder militärische
Auftraggeber nahelegen. Dadurch
wurden weitere US-Forschungs-
projekte in Millionenhöhe identi-

fiziert, unter anderem Drohnen-
forschung oder die Entwicklung
von Langstreckenraketen. Künftig
müssen niedersächsische Hoch-
schulen alle Drittmittelprojekte
offenlegen. Und jüngst hat sich
Niedersachsens Forschungsminis-
terin Heinen-Klajic dafür ausge-
sprochen, zumindest geheime Mi-
litärforschung komplett von öf-
fentlichen Hochschulen zu ver-

bannen. „Ich verstehe nicht, war-
um Forschungsfreiheit etwas mit
Geheimhaltung zu tun haben soll-
te“, sagt auch der Rüstungskriti-
ker Altmann.

In Österreich sind die Universi-
täten bisher nicht verpflichtet, die
Vertragspartner ihrer Drittmittel-
projekte offenzulegen. Die Zusam-
mensetzung der Drittmittel wird
lediglich in ihrer Wissensbilanz
nach groben Kategorien erfasst.
„Die Verantwortung für die Über-
nahme konkreter Aufträge sowohl
in wirtschaftlicher als auch in-
haltlicher Hinsicht trägt die jewei-
lige Universität im Rahmen ihrer
Autonomie“, heißt es seitens des
Wissenschaftsministeriums, und:
„Wir gehen davon aus, dass die
bestehenden internen Kontroll-
und Bewilligungsmechanismen
an den einzelnen Universitäten
ausreichen und dass die handeln-
den Personen verantwortungsvoll
agieren. Bislang sind keine Prob-
leme bekannt geworden, die eine
Änderung in diesem Bereich
rechtfertigen oder nahelegen wür-
den.“

Anders sieht das Sigrid Mau-
rer, Wissenschaftssprecherin der
Grünen. Sie kündigt eine parla-

mentarische Anfrage an. Diese
soll klären, „ob es tatsächlich mi-
litärische Forschung in Österreich
gibt“. Dass Unis immer stärker
auf Drittmittel angewiesen sind,
sei „sehr problematisch“. Mit Gel-
dern von privaten Unternehmen
kämen auch private Interessen an
die Universitäten, das sei mit der
Freiheit von Wissenschaft nicht
vereinbar.

Ähnlich argumentiert der Na-
turwissenschafter Weish, wenn er
von „steigender Abhängigkeit von
Drittmittelgebern“ und dem „Ver-
lust akademischer Freiheit“
spricht. Ironischerweise argu-
mentieren die Universitäten und
das Wissenschaftsministerium
mit der Freiheit der Wissenschaft
und der Autonomie der Universi-
täten, die keine stärkere Kontrolle
zulasse. Einige Universitäten in
Deutschland (Kassel, Freiburg so-
wie Emden/Leer) haben jüngst ei-
ne Zivilklausel, die Hochschulmit-
glieder auf friedliche Forschung
verpflichtet. Solch eine Klausel
wird derzeit auch an der Boku
diskutiert. Hier ist ein Diskurs ins
Rollen gebracht worden, der dem
Großteil der österreichischen
Hochschulen noch bevorsteht. ■

Universitäten forschen

Insgesamt haben die österreichi-
schen Universitäten im Jahr 2013
fast 600 Millionen Euro Drittmit-
tel erhalten, davon kamen 155
Millionen Euro von Unternehmen,
23 Millionen Euro von Stiftungen
und Vereinen, der Rest öffentliche
Fördergeber wie FWF, FFG oder

EU. Das Wissenschaftsministeri-
um hat 2013 rund drei Milliarden
Euro für Lehre und Forschung
aufgewandt. Eine andere Dimensi-
on hat das Budget des Pentagons:
Im Jahr 2013 betrug es 313
Milliarden Dollar, also fast 230
Milliarden Euro.

WISSEN

„Das US-Militär ist
keine gemeinnützige
Einrichtung (. . .) Es

finanziert Forschung,
die auch militärisch

anwendbar ist.“
Rüstungskritiker Jürgen

Altmann von der Deutschen
Physikalischen Gesellschaft

„Es handelt sich um
absolut sauberes Geld,
ohne Auflagen, ohne
Limitierungen. Die

Rechte sind nicht an
die Air Force
gebunden.“

Quantenphysiker Philip Walther
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SPÖ und ÖVP haben sich einst
Österreichs Bundesverfassung für
die eigenen Zwecke auf den Leib
geschneidert. Auf wessen auch
sonst, es gab ja praktisch niemand
anderen, dessen Interessen es wert
gewesen wären, nennenswert
berücksichtigt zu werden. Allerdings
ändern sich die Zeiten. Und die
Strukturen und Beziehungsverhält-
nisse, die einst für ein trautes „Pas
de Deux“ für Rot und Schwarz
ersonnen wurden, könnten sich für
die Zwecke einer politischen „Ména-
ge à Trois“ als höchst ungeeignet
erweisen.
Da wäre zum Beispiel das Einstim-
migkeitsprinzip im Ministerrat.
Theoretisch könnte auf diese Weise
nicht nur jede Koalitionspartei,
sondern jeder einzelne Minister
Beschlüsse der Bundesergierung
blockieren. In der Praxis würde sich
ein einzelner Minister, der sich

damit auch gegen den Willen seiner
eigenen Partei stellt, damit aus dem
Regierungsamt katapultieren, seine
Entlassung wäre wohl unvermeid-
lich. Votiert dagegen eine Regie-
rungspartei gegen einen Beschluss,
kommt das Vorhaben erst gar nicht
in den Ministerrat. Die Möglichkei-
ten zur Blockade sind also vielfältig.
Ein Konsens ist allerdings schon in
der klassischen Zweierkonstellation
der großen Koalition, wie sie Öster-
reich nun seit Jahrzehnten erlebt,
schwer genug zu erreichen. Wie
mag es da wohl nur in einer Koaliti-
on zugehen, in der drei, ja womög-
lich sogar mehr Parteien untereinan-
der den Konsens suchen müssen?
Eine solche Konstellation ist alles
andere als unwahrscheinlich, zumal
die Umfragen SPÖ und ÖVP derzeit
knapp an und mitunter sogar
unterhalb einer gemeinsamen
Mandatsmehrheit sehen.

Dabei steht nirgendwo geschrieben,
dass der Ministerrat nur einstimmig
Beschlüsse fassen kann. Trotzdem
sind sich die allermeisten Verfas-
sungsjuristen einig, dass das so ist.
Die einen schließen das aus dem in
der Verfassung fixierten Prinzip der
Ministerverantwortlichkeit; andere
sehen den Ursprung in der Monar-
chie, als die Regierung quasi noch
im Namen des Kaisers agierte – und
der Kaiser kann schließlich schwer
mit sich selbst uneinig sein.
Wie dem auch sei: Das Einstimmig-
keitsprinzip ist gültige Rechtspraxis,
und in Zukunft könnte dies zum
Problem werden.
Es wäre also an der Zeit, die Realver-
fassung des Landes auf ihre Taug-
lichkeit für kompliziertere politische
Zeiten abzuklopfen. Zwar gibt es
derzeit schon in zwei Ländern
Dreierkonstellationen, konkret in
Salzburg und Kärnten, doch sind

Bundes- und Landespolitik doch
zwei Paar Schuhe. Der Verfassungs-
rechtler Manfried Welan regt des-
halb an, gleich über eine Geschäfts-
ordnung für die Bundesregierung
nachzudenken, die das Handeln der
Exekutive verbindlich festlegt, statt
diese, wie es derzeit der Fall ist,
weitgehend dem Gewohnheitsrecht
zu überlassen. Sieht man nämlich
von der Ernennung, Abberufung und
Vertretung im Fall von Abwesenheit
ab, sind die Arbeitsstrukturen der
Regierung rein rechtlich betrachtet
eine weiße Landkarte. Das B-VG hält
lediglich fest, dass der Bundeskanz-
ler den Vorsitz führt und die Regie-
rung beschlussfähig ist, wenn mehr
als die Hälfte der Mehrheit anwe-
send ist. Auch das ist für Welan eine
Bestimmung, über die man einmal
nachdenken sollte. Natürlich nur,
wenn die Regierung gerade nicht
etwas Besseres zu tun hat.
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Wien. Im neutralen Österreich
wird universitäre Forschung vom
Pentagon bezahlt. Rund 8,8 Milli-
onen Euro haben österreichische
Universitäten und die ebenfalls
öffentliche Akademie der Wissen-
schaften (ÖAW) seit 2009 vom
US-Verteidigungsministerium er-
halten. An fast allen großen öster-
reichischen Unis kooperieren For-
schungsteams mit dem US-Mili-
tär, ergab die Datenerhebung der
„Wiener Zeitung“ in Zusammen-
arbeit mit dem Radiosender NDR
Info. Oft kommt das Geld für die
Forschung von der Air Force, der
US-Luftwaffe.

Eine Vielzahl der in Österreich

vom Pentagon finanzierten Pro-
jekte fallen in den Bereich der
Quantenforschung. Auch der Phy-
siker Philip Walther von der Uni
Wien forscht in diesem Feld. Mit
diesen „Supercomputern“ sollen
mathematische Rechnungen lös-
bar werden, an denen herkömmli-
che Computer bisher scheitern.
Etwa im Bereich der Kryptografie:
Diese kann sowohl zur Verschlüs-
selung als auch zum Ausforschen
von Daten genutzt werden. Sie
sind deshalb nicht zuletzt für Ge-
heimdienste wie die NSA interes-
sant. Finanziert werden die Pro-
jekte von der US-Luftwaffe, ge-
nauer gesagt dem dort angesiedel-
ten Forschungsprogramm, dem
Air Force Defense Research Scien-
ces Programm. Auf diesem Wege
hat Walther in den vergangenen
Jahren 500.000 Euro erhalten; da-
mit hat er Laser, Linsen und Mik-
roskope, aber auch die Gehälter
seiner 16 Mitarbeiter bezahlt.

Mit 5,4 Millionen Euro hat der
Genetiker Josef Penninger den
Großteil der Pentagon-Fördergel-

der erhalten; das Geld floss in sei-
ne Brustkrebsforschung. Von den
Ergebnissen würden nicht nur
Soldatinnen und Soldaten und de-
ren Angehörige profitieren, son-
dern auch die Zivilbevölkerung,
sagt Franziskus von Kerssen-

brock von der ÖAW. „In den USA
wird Forschung nicht nur durch
das Wissenschaftsministerium fi-
nanziert, sondern durch große In-
stitutionen. Das US-Verteidi-
gungsministerium hat nun ein-
mal das meiste Geld und sieht sei-
ne Rolle nicht nur darin, Waffen
zu erforschen, sondern gesamtge-
sellschaftlich“, so Kerssenbrock.

Die Unis betonen, sie würden

lediglich im Bereich der Grundla-
genforschung arbeiten und keine
Rüstungsforschung betreiben. „Je-
der, der sich in der internationa-
len Forschungsförderung aus-
kennt, weiß, dass in vielen westli-
chen Ländern ein wesentlicher
Teil der frei verfügbaren Grundla-
genforschung aus Forschungs-
fonds des Militärs finanziert
wird“, schreibt etwa die Universi-
tät für Bodenkultur (Boku) in ei-
ner schriftlichen Stellungnahme.

Sowohl Wissenschafter als
auch Politiker sehen das offenbar
anders. Wolfgang Liebert, Leiter
des Instituts für Sicherheits- und
Risikowissenschaften an der Bo-
ku, reagierte auf die Anfrage der
„Wiener Zeitung“ völlig über-
rascht: „Ich dachte, es sei tabu,
von US-Militärquellen Geld anzu-
nehmen. Da habe ich mich wohl
getäuscht.“ Nach Sichtung der
Liste mit den Projekttiteln* sagt
er: „Für mich steht keineswegs
fest, dass es sich bei den Projek-
ten nur um Grundlagenforschung
handelt, denn in der modernen

Techno-Wissenschaft kann
Grundlagen- und Anwendungsfor-
schung nicht mehr getrennt wer-
den, genauso wenig wie gesagt
werden kann, das ist nur militäri-
sche oder nur zivile Forschung.“
Besonders verblüfft habe ihn,
„dass das in einem neutralen
Land wie Österreich von den For-
schern überhaupt nicht als Prob-
lem gesehen wird“. Die Dual-Use-
Forschung, wonach militärische
Forschung immer auch zivile
Zwecke bedient und umgekehrt,
sieht er als Konzept, mit dem be-
wusst Grauzonen geschaffen wür-
den. Auch wenn die Forschungs-
ergebnisse nicht direkt für militä-
rische Zwecke verwendet werden,
müsse gesehen werden, dass sich
die Absichten der Forscher von je-
nen der Geldgeber unterscheiden.
Auch Peter Weish, ebenfalls Bo-
ku, ist von den militärischen
Geldgebern „sehr überrascht, weil
man davon in der Öffentlichkeit
gar nichts wahrnimmt“. Für den
Naturwissenschafter ist militäri-
sche Forschung „die bedenklichs-

Drittmittel aus dem US-Verteidigungsministerium: Das Pentagon finanziert universitäre Forschung in Österreich.
Wissenschafter fordern eine öffentliche Debatte – die Grünen kündigen eine parlamentarische Anfrage an.

US-Militär lässt an Österreichs

Von Bettina Figl und
Benedikt Strunz

„Mich überrascht, dass
das nicht als Problem

gesehen wird.“
Wolfgang Liebert, Leiter des
Instituts für Sicherheits- und
Risikowissenschaften, Boku

*Die Liste aller vom Pentagon
finanzierten Uni-Projekte, die

Stellungnahmen der Unis und Links
unter www.wienerzeitung.at/bildung
Recherche: Wiener Zeitung und der
Radiosender NDR Info in Hamburg.
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